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Der bundesweite Verbraucherschutzverband Wohnen im Eigentum setzt sich seit langem für 
eine konsequente finanzielle Absicherung von Käufer:innen ein, um sie vor einer 
Bauträgerinsolvenz zu schützen.  
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Einleitung 
 
Wer ein Haus oder eine Wohnung kauft oder bauen lässt, steht vor einem riesigen Projekt und 
geht Risiken ein. Zunehmende Insolvenzen im Baugewerbe sorgen dafür, dass immer häufiger 
auch private Baukund:innen zu Schaden kommen und zum Teil sogar in existenzbedrohende 
Situationen geraten.  
 
Noch immer enthält das Gesetz Regelungslücken, sodass Käufer, die eine Immobilie von einem 
Bauträger erwerben, nicht ausreichend geschützt sind. Der Bauträgervertrag ist eine spezielle Art 
des Bauvertrags. Der Bauträger ist ein Unternehmer (§ 650u BGB), der üblicherweise unbebaute 
Grundstücke erwirbt, welche von ihm anschließend bebaut werden. Der Bauträger schuldet den 
Käufer:innen also die Übertragung des Eigentums am Grundstück und des darauf stehenden zu 
errichtenden Gebäudes. Damit unterscheidet er sich vom Bauunternehmer, der zwar die 
Immobilie errichtet, aber mit dem Erwerb des Grundstücks und dem Verkauf der Immobilie 
nichts zu tun hat. 
 
Beim Bauträgervertrag sind Verbraucher:innen nicht geschützt, wenn es zur Insolvenz des 
Bauträgers kommt. Zwar sieht die Makler- und Bauträgerverordnung vor, dass der Bauträger nur 
Abschlagszahlungen in Abhängigkeit vom Baufortschritt verlangen darf. Im Fall der Insolvenz des 
Bauträgers können die Käufer:innen aber entweder vom Vertrag zurücktreten (dann bekommen 
sie in der Regel nur einen geringen Anteil der geleisteten Abschläge zurück) oder erhalten 
Eigentum an einem Grundstück mit einem nur teilweise errichtenden Gebäude, ggf. einer 
Bauruine. Das ist vor allem für Eigentümer:innen von Wohnungen in Mehrfamilienhäusern ein 
Problem. Scheitert das Bauvorhaben, können sie nicht einfach das ganze Gebäude, von dem ein 
Großteil Gemeinschaftseigentum ist, in Eigenregie fertigstellen. 
 

Vorschläge der Arbeitsgruppe von 2019 müssen umgesetzt werden 
 
Bereits im Jahr 2014 richtete das damalige Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz eine Arbeitsgruppe zum Bauträgervertragsrecht ein, der auch Wohnen im 
Eigentum angehörte. Nach mehrjähriger Arbeit legte die Arbeitsgruppe 2019 ihren 
Abschlussbericht vor. Obwohl der Abschlussbericht bereits 2019 vorgelegt wurde, liegt bis heute 
kein Gesetzentwurf vor. 
 

 

Ergebnisse der Arbeitsgruppe 

 

Als Kompromisse waren in der Arbeitsgruppe im Wesentlichen zwei Varianten 
ausgehandelt worden: 
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◼ Variante 1: Das Unternehmen verzichtet bis zur Bezugsfertigkeit und Übergabe des 
Sondereigentums auf Abschlagszahlungen (d.h. Zahlung bei der Abnahme in Höhe 
von 96,5 % des vereinbarten Kaufpreises). 

◼ Variante 2: Verlangt das Unternehmen Abschlagszahlungen während der 
Bauphase, dann wird es gesetzlich verpflichtet, die Rückzahlung der Raten im Fall 
der eigenen Insolvenz sicherzustellen, z.B. durch eine Versicherung. Die Sicherheit 
ist der Höhe nach auf den Rückzahlungsanspruch des Bestellers zu begrenzen. 

◼ Als Sicherungsmittel kommen alle nach § 232 BGB in Betracht sowie eine Garantie 
oder ein sonstiges Zahlungsversprechen (insbesondere Bürgschaft) eines 
Kreditinstituts oder Kreditversicherers 

 

 
Variante 1 kommt dann in Frage, wenn der Bauträger sicher in der Lage ist, die Bauleistungen 
vorzufinanzieren. Hier kann auf eine Absicherung verzichtet werden, die die Kosten des Baus 
zusätzlich erhöhen würden. Variante 1 würde Erwerber:innen ausreichend vor der Insolvenz des 
Bauträgers schützen, da die Fertigstellung dann so weit fortgeschritten ist, dass die komplette 
Fertigstellung in der Regel weder mit unzumutbarem Aufwand noch mit existenzbedrohenden 
Kosten verbunden ist. Ist das Objekt zum Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit mangelhaft, kann der 
Erwerber nach §§ 641 Abs. 3 i.V.m 632a BGB Besitzeinräumung gegen Zahlung eines 
angemessenen verringerten Betrags verlangen.1 
 
Bei Variante 2 geht es darum, die Abschläge abzusichern – nicht aber auch Verzögerungs- und 
Mangelschäden, denn das wäre unbezahlbar. 
 
Die Arbeitsgruppe empfiehlt zudem, dem Besteller einen Auskunftsanspruch gegen den 
Bauträger auf Benennung der andere Besteller einzuräumen, die Herstellungsansprüche in Bezug 
auf das künftige Gemeinschaftseigentum haben. Derzeit müssen Erwerber:innen in diesen Fällen 
noch die Grundbücher einsehen, um die Daten der Miterwerber:innen zu ermitteln. Ein 
Austausch ist wichtig, da das Bauwerk vor Zahlung von Abschlägen beispielsweise von einem 
gemeinsamen Sachverständigen der Erwerbergemeinschaft begutachtet werden sollte. 
 

Vorschläge des Bundesjustizministeriums aus 2023 kein ausreichender Schutz 
 
Statt die Ergebnisse der Arbeitsgruppe umzusetzen, hatte das BMJ im Jahr 2023 ein 
abgeschwächtes optionales Modell ins Gespräch gebracht, das WiE aus 
Verbraucherschutzgesichtspunkten ablehnt.  
 

 
1 Bedenken, kleinere Bauträger könnten eine solche „Vollfinanzierung“ nicht leisten, stehen laut Arbeitsgruppe 
gegenüber den Vorteilen zurück. Entscheidend für die Finanzierung ist die Bonität und eine hohe 
Vorabverkaufsquote. Eingehende Abschlagszahlungen auf einem separaten Konto erhöhen nicht die Liquidität des 
Bauträgers. 
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Mit dem Vorschlag wollte das BMJ den Vertragspartnern „einen größeren 
Gestaltungsspielraum“ einräumen und dem „Besteller die eigenverantwortliche Entscheidung 
darüber überlassen, ob er eine Insolvenzabsicherung der Abschlagszahlungen vornehmen 
möchte“. Geplant war, die finanzielle Absicherung des Insolvenzrisikos des Bauträgers im Vertrag 
als Option anzubieten, die Käufer:innen abwählen können. Die Vorschläge schützen Käufer:innen 
allerdings nicht ausreichend.2 
 

 

WiE lehnt Vorschlag des BMJ (Abwahlmöglichkeit) aus 2023 ab 

 

Die Absicherung der Abschlagszahlungen sollte aus Sicht von WiE 
◼ nicht als optionale, sondern als obligatorische Vertragsgrundlage ausgestaltet 

werden. Zumindest, wenn Verbraucher:innen beteiligt sind, sollte sie zwingende 
Voraussetzung bei einem Bauträgervertrag sein. 
 

 
Käufer:innen, die Verbraucher:innen sind, müssen besonders geschützt werden. Das gründet 
unter anderem auf folgenden Überlegungen: 
 

◼ Verbraucher:innen bauen oder kaufen in der Mehrzahl nur einmal im Leben ein Haus oder 
eine Wohnung. Sie kennen deshalb in aller Regel weder die Risiken noch die Folgen einer 
Bauträgerinsolvenz. Sie kennen meist nicht den Markt, wissen oft nichts über die 
Häufigkeit von Bauträgerinsolvenzen. Sie können häufig nicht die finanziellen Folgen 
abschätzen. 

◼ Verbraucher:innen verschulden sich beim Haus- oder Wohnungskauf in der Regel über 
Jahrzehnte, so dass sie meist für jede Preisreduktion dankbar sind. Sie werden nicht über 
Preiserhöhungen für Risiken nachdenken, von denen sie ausgehen, dass sie nicht davon 
betroffen sein werden. Gerade die Besteller, die über ein geringes oder mittleres 
Einkommen und kein Vermögen verfügen und damit die schützenswerteste Gruppe sein 
sollten, werden mangels Problembewusstsein über die Risiken und Folgen einer 
Bauträgerinsolvenz auf solch eine Privat-Versicherung verzichten. 

◼ Im Falle einer Bauträgerinsolvenz drohen Verbrauchern erhebliche finanzielle Nachteile, 
da die anschließende Rückabwicklung des Vertrags regelmäßig langwierig und 
zeitaufwendig ist: Sie sind in der Regel schon in finanzielle Vorleistung gegangen, 
bekommen die Abschlagszahlungen nicht zurück; die Fertigstellung bleibt ungewiss oder 
verzögert sich auf lange Zeit, gleichzeitig müssen sie ihre Kredite abzahlen; sie müssen 
neue Firmen mit der Fertigstellung beauftragen (solche Aufträge sind in der Regel teurer); 
sie benötigen rechtlichen Beistand mit den entsprechenden Kosten; sie können ihre 
Mietwohnung nicht aufgeben oder das bisherige Eigenheim nicht verkaufen, was zu 
weiteren Kosten führt. Diese Risiken lassen sich nicht mit einer optionalen Versicherung 

 
2 Detaillierte Informationen dazu finden Sie in der WiE-Stellungnahme vom 03.03.2023. 

https://www.wohnen-im-eigentum.de/media/207/download?inline
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minimieren, die nur einige wenige, eher gutverdienende Verbraucher abschließen 
werden. 

◼ Verbraucher:innen sollten nicht das Insolvenzrisiko ihrer Vertragspartner:innen auf 
eigene Kosten absichern müssen.  

◼ Die Möglichkeit, keine Absicherung zu wählen, führt nicht nur zu niedrigeren Bau- oder 
Kaufkosten der Verbraucher:innen, sondern auch zu einem möglichen 
Wettbewerbsnachteil seriöser Bauträger, die verantwortungsbewusst informieren und 
beraten, während andere die Problematik „herunterspielen“. 
 

Kostentransparenz bei Absicherung durch Bauträger 
 
Im Fall von Variante 2, bei der Bauträger die Abschlagszahlungen finanziell absichern, ist wichtig, 
dass Verbraucher:innen vor intransparenten Kostensteigerungen geschützt werden. Bauträger 
werden die Kosten regelmäßig in ihre Kalkulation einpreisen. Wohnen im Eigentum fordert hier, 
dass die Kosten für die Absicherung transparent dargestellt werden. 
 

 

WiE fordert ausdrückliche Ausweisung der Kosten 

 

◼ Bauträger sollten eine mögliche verpflichtende Absicherung der 
Abschlagszahlungen stets in ihre Kostenkalkulation einpreisen. Deshalb sollten 
diese Kosten im Vertrag ausdrücklich ausgewiesen und beziffert werden, um 
Transparenz zu schaffen und die Möglichkeiten, versteckte Kosten einzupreisen, zu 
begrenzen. 
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